
Tenor 

Art. 40 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 
2. Mai 1992 steht nationalen Rechtsvorschriften wie den im Aus
gangsverfahren fraglichen nicht entgegen, wonach Gesellschaften mit 
satzungsmäßigem Sitz im Gebiet eines Mitgliedstaats der Europäischen 
Union von der streitigen Steuer befreit sind, während diese Befreiung 
für eine Gesellschaft mit satzungsmäßigem Sitz im Gebiet eines zum 
Europäischen Wirtschaftsraum gehörenden Drittstaats vom Bestehen 
eines zwischen dem genannten Mitgliedstaat und diesem Drittstaat 
zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Steuerflucht geschlosse
nen Amtshilfeabkommens oder davon abhängig ist, dass diese juristi
schen Personen aufgrund eines Staatsvertrags, der eine Bestimmung 
über ein Verbot der Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehö
rigkeit enthält, keiner höheren Besteuerung unterworfen werden dürfen 
als im Gebiet eines Mitgliedstaats ansässige Gesellschaften. 

( 1 ) ABl. C 102 vom 1.5.2009, S. 12. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 21. Oktober 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Symvoulio tis 
Epikrateias — Griechenland) — Idryma Typou A.E./ 

Ypourgos Typou kai Meson Mazikis Enimerosis 

(Rechtssache C-81/09) ( 1 ) 

(Niederlassungsfreiheit — Freier Kapitalverkehr — Gesell
schaftsrecht — Erste Richtlinie 68/151/EWG — Zum Presse- 
und Fernsehsektor gehörende Aktiengesellschaft — Aktien
gesellschaft und Aktionäre, deren Anteil an den Aktien 
2,5 % übersteigt — Geldbuße, für die gemeinschaftlich und 

gesamtschuldnerisch gehaftet wird) 

(2010/C 346/19) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Vorlegendes Gericht 

Symvoulio tis Epikrateias 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Idryma Typou A.E. 

Beklagter: Ypourgos Typou kai Meson Mazikis Enimerosis 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Symvoulio tis Epikrateias — 
Auslegung von Art. 1 der Ersten Richtlinie 68/151/EWG des 
Rates vom 9. März 1968 zur Koordinierung der Schutzbestim
mungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im Sinne 
des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages im Interesse der Gesell
schafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestim
mungen gleichwertig zu gestalten (ABl. L 65, S. 8) — Nationale 
Bestimmung, nach der eine zum Presse- und Fernsehsektor ge

hörende Aktiengesellschaft und ihre Aktionäre, die über mehr 
als 2,5 % des Grundkapitals verfügen, gesamtschuldnerisch für 
Bußgelder haften, die wegen der Tätigkeit einer solchen Gesell
schaft verhängt werden 

Tenor 

1. Die Erste Richtlinie 68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 
zur Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in den Mitglied
staaten den Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des 
Vertrags im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrie
ben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten, ist 
dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung wie Art. 4 
Abs. 3 des Gesetzes Nr. 2328/1995 betreffend die rechtliche 
Regelung des Privatfernsehens und des lokalen Hörfunks, die Re
gelung von Fragen im Zusammenhang mit dem Markt für Hör
funk und Fernsehen und andere Bestimmungen in der durch das 
Gesetz Nr. 2644/1998 über die Erbringung von Hörfunk- und 
Fernsehdienstleistungen gegen Entgelt geänderten Fassung nicht 
entgegensteht, wonach die in den vorangehenden Absätzen dieses 
Artikels vorgesehenen Geldbußen für Verstöße gegen die gesetzli
chen Vorschriften und die Standesregeln, die für den Betrieb von 
Fernsehsendern gelten, gemeinschaftlich und gesamtschuldnerisch 
nicht nur gegen die Gesellschaft, die Inhaberin der Erlaubnis für 
die Errichtung und den Betrieb des Fernsehsenders ist, sondern 
auch gegen alle Aktionäre verhängt werden, die einen Anteil an 
den Aktien von mehr als 2,5 % besitzen. 

2. Die Art. 49 AEUV und 63 AEUV sind dahin auszulegen, dass 
sie einer solchen nationalen Regelung entgegenstehen. 

( 1 ) ABl. C 102 vom 1.5.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 26. Oktober 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Unabhängigen 
Finanzsenats, Außenstelle Wien — Österreich) — Ingrid 

Schmelz/Finanzamt Waldviertel 

(Rechtssache C-97/09) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Art. 24 Abs. 3 und 28i 
— Richtlinie 2006/112/EG — Art. 283 Abs. 1 Buchst. c — 
Gültigkeit — Art. 12 EG, 43 EG und 49 EG — Grundsatz 
der Gleichbehandlung — Sonderregelung für Kleinunterneh
men — Mehrwertsteuerbefreiung — Versagung der Steuerbe
freiung gegenüber Steuerpflichtigen, die in anderen 
Mitgliedstaaten ansässig sind — Begriff des Jahresumsatzes) 

(2010/C 346/20) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Unabhängigen Finanzsenat, Außenstelle Wien
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